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1. Einleitung

Die Auswirkungen der gegenwärtigen Wirtschafts- und Fiskalkrise auf
die Systeme der Arbeitsbeziehungen der ost- und mitteleuropäischen EU-
Staaten sind unterschiedlich. Sie variieren in Abhängigkeit des Regime-
typs der Arbeitsbeziehungen. Gleichermaßen unterschiedlich waren des-
halb die Reaktionen der Regierungen und Sozialpartnerorganisationen
auf die Krise. Sozialpartner in Mittelwesteuropa und den nordischen Län-
dern haben, vor allem zu Beginn der Absatzkrise, als die industrielle Pro-
duktion abrupt zurückging und die Arbeitslosigkeit deutlich anstieg, eine
wichtige Rolle bei der Umsetzung von Maßnahmen zum Erhalt und zur
Förderung der Beschäftigung gespielt. Maßnahmen wie Kurzarbeit mit
dem Ziel des Beschäftigungserhalts durch eine flexible Reduktion der Ar-
beitszeit und staatlich geförderten Lohnerhalt wurden durch Tarifverträge,
oft in Kombination mit Weiterbildungsmaßnahmen, umgesetzt. So wurde
sowohl die Aufrechterhaltung der Kaufkraft als auch die Verbesserung des
Qualifikationsniveaus von ArbeitnehmerInnen sichergestellt. Dabei hat
sich deutlich gezeigt, dass in Ländern mit eher zentralisierten Tarifsyste-
men, in denen Verhandlungen überwiegend auf der nationalen und/oder
Branchenebene stattfinden und Tarifverhandlungen effektiv zwischen den
Verhandlungsebenen koordiniert sind, Sozialpartnerorganisationen bes-
ser in der Lage waren, die negativen sozialen Auswirkungen von Arbeits-
platzverlusten abzumildern und zum Beschäftigungserhalt beizutragen. In
Ländern wie Deutschland, Österreich, Belgien, den Niederlanden, Italien
und den skandinavischen Ländern haben Tarifverträge als Instrument
gegen die Krise einen Aufschwung erfahren.2

Im Gegensatz dazu war in Ländern, in denen Tarifverhandlungen haupt-
sächlich oder ausschließlich auf Unternehmensebene stattfinden, die
Möglichkeit der Sozialpartnerorganisationen, auf die Krise durch Tarifpoli-
tik zu reagieren, sehr begrenzt. Stattdessen haben unternehmensspezifi-
sche Maßnahmen überwogen, die vom Management häufig ohne Einbin-
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dung von Gewerkschaften und ArbeitnehmervertreterInnen durchgesetzt
wurden. Das gilt vor allem für die ost- und mitteleuropäischen Staaten, in
denen Tarifverhandlungen während der Wirtschaftskrise tendenziell ge-
schwächt worden sind.3

Ziel dieses Aufsatzes ist es, die beiden folgenden Fragen zu beleuchten:
Erstens, welche Effekte hat die gegenwärtige Finanzkrise auf die Systeme
der Arbeitsbeziehungen in den zehn mittelosteuropäischen Mitgliedstaa-
ten (nachfolgend: EU-10), und welcher Art waren kriseninduzierte Verän-
derungen hinsichtlich prozeduraler Merkmale der Tarifverhandlungen, wie
Prozessen der Dezentralisierung und Disorganisierung? Zweitens, wie
haben sich Unterschiede im Institutionengefüge der industriellen Bezie-
hungen der EU-10 Staaten auf die Reaktionen der Gewerkschaften auf die
aktuellen sozio-ökonomischen Herausforderungen ausgewirkt?

Es wird von der Annahme ausgegangen, dass die Strategien der Sozial-
partner zur Bekämpfung der Krise von drei grundlegenden Faktoren ab-
hängig sind, nämlich dem Ausmaß der Rezession, den Institutionen der in-
dustriellen Beziehungen und den Entscheidungen der Regierungen. Von
Bedeutung sind hinsichtlich der ersten beiden Faktoren nicht nur länder-,
sondern insbesondere auch branchenspezifische Auswirkungen der
Krise. Um die beiden Fragen zu beantworten, wird die Typologie der mit-
telosteuropäischen Varianten des Kapitalismus, wie sie von D. Bohle und
B. Greskovits (2007, 2012) entwickelt wurde, herangezogen. Der theoreti-
sche und analytische Rahmen der Autoren erscheint als Ausgangspunkt
einer Untersuchung intra-regionaler Unterschiede in den Systemen der
Arbeitsbeziehungen in der Region Mittel- und Osteuropas (MOE) lohnend.
Bohle und Greskovits unterscheiden zwischen der „neoliberalen“, der „ein-
gebettet neoliberalen“ und der „neokorporatistischen“ Kapitalismusvarian-
te. Die drei Typen unterscheiden sich deutlich voneinander. Während kor-
poratistische und tarifpolitische Institutionen im neoliberalen Regimetypus,
wie er in den baltischen Ländern vorherrscht, schwach sind oder nur in An-
sätzen existieren und wohlfahrtsstaatliche Leistungen auf ein Mindestmaß
reduziert sind, besteht in den Visegrad-Staaten ein institutioneller Rah-
men an – zwar schwach institutionalisierten – Strukturen der Arbeitsbezie-
hungen und ein vergleichsweise umfassender Wohlfahrtsstaat, der eine
institutionelle „Einhegung“ der Marktkräfte sicherstellt. Das neokorporati-
sche Modell Sloweniens mit fest verankerten tarifpolitischen und sozial-
und wohlfahrtsstaatlichen Institutionen entspricht eher den Systemen der
Arbeitsbeziehungen und dem Wohlfahrtsstaatsmodell der westlichen kon-
tinentaleuropäischen Länder.

Im Großteil der einschlägigen Literatur werden die sozial- und wohl-
fahrtsstaatlichen Regime sowie die Systeme der Arbeitsbeziehungen in
den mittel- und osteuropäischen Ländern als relativ homogen und einheit-
lich konzipiert. Typischerweise wird der mittelosteuropäische Regimety-
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pus, der manchmal auch als „Übergangsmodell“ bezeichnet wird, in Ab-
grenzung zu den sozialdemokratischen, korporatistischen und liberalen
Typen in Nord- und Mittelwesteuropa und den „anglophonen“ EU-Staaten
dargestellt.4 Dieser Artikel zielt erstens darauf ab, der nationalen Diversität
der Arbeitsbeziehungen Rechnung zu tragen. Die Typologisierung der
Systeme der industriellen Beziehungen der EU-10 Länder soll die Ablei-
tung von Annahmen über die Entwicklung von Tarifverhandlungen und so-
zialem Dialog ermöglichen. Zweitens werden grundlegende Annahmen
über die Bedingungen gewerkschaftlichen Handelns in der Krise formu-
liert. Bohle und Greskovits’ Typologie einer neoliberalen, einer „eingebet-
tet“ neoliberalen und einer neokorporatistischen Spielart des mittelosteu-
ropäischen Kapitalismus ist als übergreifender „Makro“-Rahmen der
politischen Ökonomie in der zentral- und osteuropäischen Region konzi-
piert. Der Blick auf länderspezifische Unterschiede in den Arbeitsbezie-
hungen und deren Auswirkungen auf Gewerkschaftshandeln erfordert
deshalb eine Erweiterung dieses konzeptionellen Rahmens. Dabei wird
davon ausgegangen, dass gewerkschaftliche Strategien von zwei grund-
legenden Formen von Ressourcen abhängen. Erstens stehen Gewerk-
schaften Quellen institutioneller Macht zur Verfügung, die sich aus deren
Einbettung ins Institutionengefüge der industriellen Beziehungen speisen,
und zweitens mitgliederbasierte Quellen der Macht, die durch Mitglieder-
organisierung und -mobilisierung erschlossen werden können.

Der Artikel ist folgendermaßen strukturiert: Der erste Abschnitt präsen-
tiert einen Überblick über die zentralen Modelle der Arbeitsbeziehungen in
Europa, um grundlegende Unterschiede in den sozialpartnerschaftlichen
Strategien gegen die Krise zwischen den Regionen der EU zusammenzu-
fassen. Daran anknüpfend werden im zweiten Abschnitt die wichtigsten
Merkmale der Arbeitsbeziehungen in den EU-10-Staaten auf der Grundla-
ge der erweiterten Typologie der Arbeitsbeziehungen in Ostmitteleuropa
gemäß Bohle und Greskovits (2007 und 2012) beschrieben. Im dritten Ab-
schnitt wird die Diversität nationaler Systeme der industriellen Beziehun-
gen in den EU-10 dargestellt. Unterschiedliche Bedingungen des Zugangs
von Gewerkschaften zu institutionellen und mitgliedschaftsbasierten
Machtquellen und deren Auswirkungen auf Gewerkschaftshandeln in der
Krise werden im vierten Abschnitt thematisiert. Der fünfte Abschnitt fasst
einige exemplarische und aktuelle empirische Befunde der Auswirkungen
der Finanzkrise auf die Systeme der Arbeitsbeziehungen und Strategien
der Sozialpartner und Regierungen, auf die gegenwärtigen sozio-
ökonomischen Herausforderungen zu reagieren, zusammen.5 Der letzte
Abschnitt präsentiert ein Fazit.
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2. Regime der Arbeitsbeziehungen in der EU als Determinante
sozialpartnerschaftlicher Reaktionen auf die Krise

Die Auswirkungen der Finanzkrise auf die Tarif- und Arbeitspolitik in den
EU-Staaten variieren in Abhängigkeit des Regimetyps der Arbeitsbezie-
hungen. Es lassen sich fünf solcher Regimetypen unterscheiden:6 erstens
der sozialdemokratische nordeuropäische Typ; zweitens der neokorpora-
tistische mittelwesteuropäische Typ; drittens der neokorporatistische Typ
südeuropäischer Prägung; viertens der neoliberale westeuropäische Typ;
und fünftens der („eingebettet“) neoliberale Typ Ostmitteleuropas (siehe
Tabelle 1). Der fundamentale Unterschied zwischen dem neokorporatisti-
schen und sozialdemokratischen Modell der mittelwest-, süd- und nordeu-
ropäischen Staaten einerseits und dem (neo)liberalen Regimetypus in
Großbritannien, Irland sowie den mittelosteuropäischen EU-Staaten (mit
Ausnahme von Slowenien) andererseits ist die Vorherrschaft von überbe-
trieblichen Verhandlungen, d. h. Tarifverhandlungen durch Gewerkschaf-
ten und Arbeitnehmerverbände, in der ersten Gruppe der Länder, und
dem Überwiegen von Betriebsverhandlungen, d. h. Verhandlungen zwi-
schen Gewerkschaften oder ArbeitnehmerInnen und/oder ihren betriebli-
chen Vertretungsorganen und der Unternehmensleitung, in der letzteren
Ländergruppe.

Die neokorporatistischen Regimes der Arbeitsbeziehungen sind von in-
klusiven, zentralisierten und hochkoordinierten Tarifsystemen gekenn-
zeichnet. Der südeuropäische Regimetypus weicht durch den deutlich ge-
ringeren Grad an tarifpolitischer Koordinierungsfähigkeit vom mittelwest-
europäischen ab. Das bedeutet, dass die Umsetzung von Bestimmungen,
die in übergeordneten, nationalen oder sektoralen Tarifvertragen festge-
legt worden sind, auf der betrieblichen Ebene häufig nur unzureichend
umgesetzt werden, da es an der Artikulation und Koordinierung zwischen
den Verhandlungsebenen mangelt. Die gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrade sind auf hohem bis mittlerem Niveau, wobei sie in Südeuropa
deutlich niedriger sind. Die Einbindung der Sozialpartner in politische Ent-
scheidungsprozesse weist – wieder mit Ausnahme der „mediterranen“
Staaten – einen hohen Institutionalisierungsgrad auf.

Im Unterschied dazu sind die neoliberalen Systeme der Arbeitsbezie-
hungen in den anglophonen Ländern (sowie Malta und Zypern) und in den
ostmitteleuropäischen Mitgliedsstaaten durch stark dezentralisierte und
unkoordinierte Tarifsysteme, niedrige gewerkschaftliche Organisations-
grade (höher in Großbritannien und Irland) und niedrige Organisationsgra-
de der Arbeitgeber gekennzeichnet. Die Tarifsysteme sind exklusiv, d. h.
die Löhne und Arbeitsbedingungen eines nur kleinen Teils der Arbeitneh-
merInnen sind durch Tarifverträge geregelt. Der wichtigste Indikator für die
Inklusivität von Tarifsystemen sind die Tarifbindungsraten. Diese sind
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höher in Ländern, in denen Tarifverträge regelmäßig für die Gesamtheit
der Unternehmen eines Sektors oder einer Branche allgemeinverbindlich
erklärt werden. Diese Praxis ist weitverbreitet in den meisten mittelwesteu-
ropäischen Ländern und in Südeuropa. Gesetzliche Regeln zur Allge-
meinverbindlichkeitserklärung (AVE) von Tarifverträgen sind im Arbeits-
recht der skandinavischen Länder, mit Ausnahme von Finnland, und der
anglophonen Länder (inklusive Zypern und Malta) nicht vorgesehen. Ob-
wohl solche Bestimmungen in der Mehrzahl der mittelosteuropäischen
Länder bestehen, werden Tarifverträge in der Praxis kaum allgemeinver-
bindlich erklärt. Darüber hinaus verhindert die geringe Anzahl überbetrieb-
licher Abkommen die effektive Reichweite solcher Allgemeinverbindlich-
keitserklärungen. Gesetzliche Mindestlöhne, wie sie in allen EU-10-
Staaten sowie in den anglophonen Ländern bestehen, haben dort auf-
grund der eingeschränkten Bedeutung von Tariflöhnen eine wichtige
Funktion bei der Aufrechterhaltung eines Mindestlohnniveaus. Da sowohl
die Niveaus als auch die Erhöhungen der gesetzlichen Mindestlöhne in
Ostmitteleuropa vergleichsweise niedrig sind, ist ihre Beitrag zur Armuts-
bekämpfung jedoch gering.7

Die Sozialpartnerorganisationen sind, vor allem in der Mehrheit der ost-
mitteleuropäischen Länder, schwach gegenüber staatlichen Akteuren,
und ihre Einbindung in politische Entscheidungsprozesse ist stark politi-
siert.8 Gleiches gilt für die südeuropäischen Staaten, in denen die Beteili-
gung der Sozialpartner in sozial- und wirtschaftspolitische Entscheidun-
gen von der parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung abhängt,
während in Mittelwest- und Nordeuropa die institutionelle Einbettung der
Sozialpartnerorganisationen im politischen System stark verankert ist. In
einigen Ländern Ostmitteleuropas, nämlich der Tschechischen Republik,
der Slowakei, Ungarn und Polen, besteht eine vergleichsweise starke Ein-
bettung der Marktbeziehungen in sozialstaatliche Strukturen in der Form
von teilweise großzügigen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen für bestimmte
Bevölkerungsgruppen. Die gegenwärtigen Kürzungen der Sozialbudgets
haben jedoch eine Schwächung der wohlfahrtsstaatlichen Einbettung, vor
allem im Falle Ungarns, zur Folge. Die Rolle des Staates in der Lohn- und
Tarifpolitik ist im sozialdemokratischen und mittewesteuropäischen korpo-
ratistischen Modell, das durch einen hohen Grad an Tarifautonomie der
Sozialpartner gekennzeichnet ist, vergleichsweise begrenzt. In der südeu-
ropäischen Spielart des Korporatismus greift der Staat aktiver in die Tarif-
politik ein. In der westeuropäischen Variante des (neo)liberalen Systemty-
pus sind staatliche Eingriffe in die Lohn- und Tarifpolitik selten, während
der Staat gegenüber den Sozialpartnerorganisationen in den ost- und mit-
teleuropäischen Staaten (mit Ausnahme Sloweniens) stark ist und unilate-
rale Regierungsentscheidungen vergleichsweise häufig sind.

Wie sich gezeigt hat, sind vor allem die Länder Mittelwest- und Nordeu-
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ropas vergleichsweise gut durch die Krise gekommen.9 Die Sozialpartner-
organisationen waren in der Lage, tarifpolitische Lösungen im Abschwung
zu finden. Kurzarbeitsprogramme, die in den meisten dieser Länder schon
vor der Krise existiert haben, waren dabei von entscheidender Bedeutung.
Die Umsetzung von Kurzarbeitsmaßnahmen in den Betrieben ist durch
Tarifverträge erfolgt, wobei außerdem die Organe der betrieblichen Arbeit-
nehmerInnenvertretung eine wichtige Rolle gespielt haben. Wichtige The-
men von „krisenbezogenen“ Vereinbarungen auf der Branchenebene
waren Aus- und Weiterbildung, häufig in Verbindung mit Kurzarbeit, die
Flexibilisierung der Arbeitszeit und Lohnzurückhaltung oder die Flexibili-
sierung der Lohnfindung (durch temporäres Aussetzen von Lohnerhöhun-
gen oder die vorübergehende Unterschreitung der Branchenlohnerhöhun-
gen in Unternehmen, die von einem wesentlichen Absatzrückgang
betroffen sind). Die Reichweite von Tarifverträgen, die als Reaktion auf die
Krise geschlossen wurden, ist allerdings vor allem auf die Branchen der
Sachgüterproduktion (v. a. Automobil-, Metall- und chemische Industrie)
begrenzt und konzentriert sich auf große und mittlere Unternehmen sowie
bestimmte ArbeitnehmerInnengruppen (hoch qualifizierte Beschäftigte in
Normalarbeitsverhältnissen).

Auch auf nationaler Ebene wurde eine Vielzahl von Sozialpartnerab-
kommen getroffen. Solche nationalen „Krisen-Pakte“, die auch lohnpoliti-
sche Maßnahmen enthalten, wurden in der Mehrzahl der EU-Staaten (mit
Ausnahme von Irland, Großbritannien und Malta) abgeschlossen. In eini-
gen der ostmitteleuropäischen Länder haben die Dachverbände der Ge-
werkschaften und der Arbeitgeber die Einführung von Kurzarbeitspro-
grammen gefördert, allerdings blieb ihre Umsetzung aufgrund der ungüns-
tigen institutionellen Voraussetzungen in den stark dezentralisierten Tarif-
systemen begrenzt. Maßnahmen zur Aufrechterhaltung und Förderung
der Beschäftigung, der Flexibilisierung der Arbeitszeit und der Aus- und
Weiterbildung waren zentrale Elemente nationaler Sozialpartnerabkom-
men.

3. Drei Typen der ost- und mitteleuropäischen Regimes
der Arbeitsbeziehungen

Die Arbeitsbeziehungen in Europa zeichnen sich durch einen hohen
Grad an Diversität aus (siehe Tabelle 1). Die Erweiterungen der EU in den
Jahren 2004 und 2007 haben zu einer weiteren Erhöhung der Heterogeni-
tät der wohlfahrtsstaatlichen Regimes und der Arbeitsbeziehungen ge-
führt. Wie im vorhergehenden Abschnitt dargestellt, verläuft die grundle-
gende Trennlinie zwischen den nord- und mittelwesteuropäischen
Staaten, in denen hochkoordinierte und eher zentralisierte Systeme über-
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betrieblicher Tarifverhandlungen dominieren, während in Südeuropa die
tarifpolitische Koordinierung weniger effektiv ist.10 Die Beteiligung der So-
zialpartnerorganisationen in politische Entscheidungsprozesse ist hoch
institutionalisiert und regelmäßig. Im Vergleich zu den „alten“ EU-
Mitgliedsstaaten (mit Ausnahme von Großbritannien und Irland) sind die
Arbeitsbeziehungen in den „neuen“ Mitgliedsstaaten (mit der Ausnahme
von Slowenien) von schwächeren (oder fehlenden) Arbeitgeberorganisa-
tionen und Gewerkschaften und dezentralisierten Tarifverhandlungen
sowie einer begrenzten Tarifautonomie von Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden und einer aktiveren Rolle des Staates in der Lohnpolitik
gekennzeichnet.11

Obwohl die Vielfalt in den Arbeitsbeziehungen innerhalb der mittel- und
osteuropäischen Region beträchtlich ist und jener zwischen den EU-15
Staaten entspricht, sind nur selten Versuche unternommen worden, zwi-
schen verschiedenen Ausprägungen des „Übergangsmodells“ der ostmit-
teleuropäischen Länder zu unterscheiden.12 Unter den Versuchen, die
Vielfalt der politischen Ökonomien in Osteuropa analytisch zu erfassen,
erscheint das Konzept der drei Formen des Kapitalismus in MOE von
Bohle und Greskovits (2007) am gehaltvollsten. Im Gegensatz zu den übli-
chen Ansätzen zu Varianten des Kapitalismus13 nehmen die Autoren so-
wohl die entscheidende Rolle des Staates bei der Schaffung von wohl-
fahrtsstaatlichen und tarifpolitischen Institutionen als auch die internatio-
nale Integration der politökonomischen Institutionen der Region und das
Ausmaß, in dem diese internationalen Marktkräften, multinationalen Kon-
zernen und den Initiativen der EU ausgesetzt sind, in den Blick. Bohle und
Greskovits (2012) unterscheiden zwischen drei Typen der politischen
Ökonomie in Mittelosteuropa (siehe Tabelle 2). Erstens, der neoliberale
Typus des Kapitalismus in MOE (Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen,
Rumänien) ist von einem minimalistischen fiskalpolitischen Regime und
einem residualen Wohlfahrtsstaat gekennzeichnet. Die Regierungen ver-
folgen einen stabilitätsorienten geldpolitischen Kurs und fördern ausländi-
sche Direktinvestitionen. Transnationale Unternehmen (TNUs) operieren
überwiegend in Segmenten der Sachgüterproduktion oder der Dienstleis-
tungserbringung, die ein geringes Niveau des technologischen Entwick-
lungsstandes und der Qualifikationen der ArbeitnehmerInnen erfordern;
zweitens, das „eingebettet“ neoliberale Modell (Tschechien, Ungarn,
Polen, Slowakei) weist typischerweise ein segmentiertes wohlfahrtsstaat-
liches Regime auf, das Wohlfahrtsleistungen für bestimmte Zielgruppen
vorsieht. Die Regierungen verfolgen einen stabilitätsorientierten geldpoliti-
schen Ansatz und das Ziel der fiskalpolitischen Austerität (mit der Ausnah-
me von Ungarn). Die Abhängigkeit von ausländischen Direktinvestitionen
und multinationalen Konzernen ist beträchtlich, insbesondere in hoch qua-
lifizierteren Segmenten der Sachgüterproduktion wie beispielsweise der
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Automobilindustrie; und drittens, der neokorporatistische Typ einer koordi-
nierten Marktwirtschaft, wie sie von Slowenien repräsentiert wird und von
geld- und fiskalpolitischer Stabilität und geringer Abhängigkeit von auslän-
dischen Direktinvestitionen und TNUs gekennzeichnet ist.

Da Bohles und Greskovits’ Typologie einen analytischen Rahmen der
Vielfalt des Kapitalismus in MOE auf der Makroebene darstellt, muss sie
um bestimmte Elemente ergänzt werden, um eine differenziertere Klassifi-
kation der industriellen Beziehungen der EU-10 zu ermöglichen. Dabei
sind drei Dimensionen entscheidend: erstens die vorherrschende(n)
Ebene(n) der Tarifverhandlungen und das Ausmaß der Koordinierung zwi-
schen den Ebenen; zweitens die Rolle der Regierung im Feld der Tarifpoli-
tik; und drittens die organisatorische und politische Stärke der Gewerk-
schaften. Obwohl die Variation der nationalen Systeme der Arbeitsbezie-
hungen auf diesen drei Dimensionen innerhalb der drei Ländergruppen er-
heblich ist, sind spezifische Muster der Konfiguration der industriellen Be-
ziehungen zwischen den drei Gruppen zu erkennen.

Innerhalb der neoliberalen Ländergruppe sind die Tarifsysteme frag-
mentiert. Tarifverhandlungen finden in den baltischen Staaten überwie-
gend auf der betrieblichen Ebene statt. Im Gegensatz dazu dominieren in
Rumänien und Bulgarien „gemischte“ Systeme, in denen Tarifverhandlun-
gen auf Branchen- und betrieblicher Ebene geführt werden. Branchentarif-
verhandlungen sind besonders verbreitet in Rumänien. Eine weiterer Un-
terschied besteht im Ausmaß der Gewerkschaftsmacht; während Gewerk-
schaften in Rumänien und – zu einem etwas geringeren Ausmaß in Bulga-
rien – in der Lage sind, mitgliederbasierte Machtressourcen zu nützen (so-
wohl hinsichtlich hoher gewerkschaflicher Organisationsgrade als auch
der Mobilisierungsfähigkeit zu Maßnahmen des industriellen Kampfes),
sind die gewerkschaftlichen Organisationsgrade in den baltischen Län-
dern die niedrigsten in der EU (siehe Abschnitt 3).

Die interne Variation innerhalb der Gruppe der Ländern des „eingebet-
tet“ neoliberalen Regimetypus ist besonders ausgeprägt hinsichtlich der
wichtigsten Verhandlungsebene(n) und dem Ausmaß der tarifpolitischen
Koordinierung zwischen den Ebenen. Während in der Tschechischen Re-
publik14 und in Ungarn15 eine Mischung aus Branchen- und betrieblichen
Tarifverhandlungen überwiegt, sind Tarifverhandlungen auf der Bran-
chenebene in der Slowakei16 von größerer Bedeutung und die Freiheiten
der Sozialpartner auf der Unternehmensebene eingeschränkter. In Polen
hingegen finden Tarifverhandlungen überwiegend auf der betrieblichen
Ebene statt. Eine Gemeinsamkeit aller Länder des „eingebettet“ neolibe-
ralen Regimetypus ist jedoch die Schwäche der Gewerkschaften, sowohl
hinsichtlich ihrer Organisationsgrade als auch ihrer geringen Mobilisie-
rungsfähigkeit (siehe Abschnitt 4 und 5).

Die Unterschiede innerhalb und zwischen den Ländergruppen sind hin-
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sichtlich des Grades an Staatsinterventionen in die Lohnpolitik weniger
ausgeprägt.17 Sowohl in der neoliberalen als auch in der „eingebettet“ neo-
liberalen Ländergruppe sind direkte staatliche Eingriffe in die Lohnpolitik
selten. Die Regierung setzt beispielsweise Preisobergrenzen, steuerpoliti-
sche Maßnahmen, legt Mindestlöhne und/oder die Löhne öffentlich Be-
diensteter fest oder stellt einen Rahmen für die Information und Konsultati-
on der Sozialpartner im Feld der Lohnpolitik zur Verfügung. Im Gegensatz
dazu kommt dem Staat in Slovenien, wo die Regierung und die Sozialpart-
nerorganisationen zentrale tarifliche Vereinbarungen aushandeln, eine di-
rekte Rolle in bei der Lohnfestlegung zu.

Auch hinsichtlich der Gewerkschaftsstärke unterscheiden sich die drei
Ländergruppen (siehe Abschnitt 4 und 5). Die neoliberalen Staaten des
Baltikums und die beiden südosteuropäischen Mitgliedsstaaten weisen
dabei den höchsten Grad an interner Vielfalt auf. Während die Gewerk-
schaftsgrade in den baltischen Ländern zu den niedrigsten in der EU zäh-
len (unter 10%), sind sie in Rumänien und Bulgarien deutlich höher (30
bzw. 20%). Außerdem sind, im Vergleich mit den anderen EU-10 Staaten,
die Gewerkschaften in den beiden letzteren Ländern am besten dazu in
der Lage, zu Arbeitskämpfen aufzurufen. Etwas höher sind die gewerk-
schaftlichen Organisationsgrade in den Visegrad-Ländern (zwischen 20%
in Tschechien und 15% in Polen). In Slowenien liegt der gewerkschaftliche
Organisationsgrad bei ungefähr 40%, und die Gewerkschaften verfügen
über ein vergleichsweise hohes Mobilisierungspotenzial.

Ein allgemeiner, übergreifender Trend in allen drei Ländergruppen ist die
Dezentralisierung der Tarifsysteme.18 Die Dezentralisierung der Tarifver-
handlungen ist in den letzten Jahren in Slowenien, wo das Tarifsystem am
stärksten zentralisiert ist, am weitesten fortgeschritten. Die Verschiebung
von branchenübergreifenden zu Branchenverhandlungen und, in noch
stärkerem Ausmaß, die Verlagerung der Verhandlungen auf die Betriebs-
ebene war in diesem Land besonders deutlich zu beobachten.

4. Variation in den Arbeitsbeziehungen
zwischen den EU-10-Staaten

Dieser Abschnitt zielt darauf ab, Unterschiede zwischen den „neuen“
EU-Mitgliedsstaaten aufzuzeigen. Die Analyse basiert auf Variablen wie
den Organisationsgraden von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden,
der (den) vorherrschende(n) Tarifverhandlungsebene(n), dem Grad der
Koordinierung zwischen den Ebenen, rechtlichen Bestimmungen für die
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen und deren Umsetzung sowie
den Tarifbindungsraten. Außerdem wird als Indikator für die Mobilisierungs-
macht der Gewerkschaften der Grad der Streikaktivität berücksichtigt.
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In den westeuropäischen EU-Staaten sind die Nettogewerkschaftsgrade
(d. i. der Anteil der nicht pensionierten Gewerkschaftsmitglieder an der
Gesamtheit der aktiven abhängig Beschäftigten) im Durchschnitt höher
als in den mittel- und osteuropäischen Staaten, wobei Slowenien die Aus-
nahme darstellt (siehe Abb. 1, Anhang). Seit dem Jahr 2000 haben die Ge-
werkschaften in der EU (mit Ausnahme von Belgien) an organisationaler
Stärke verloren. Der Trend der Schwächung der Gewerkschaften war in
den MOE-Staaten besonders ausgeprägt. In den EU-10-Ländern ist der
gewerkschaftliche Organisationsgrad zwischen 2000 und 2008 von durch-
schnittlich ungefähr 30 auf unter 20% zurückgegangen. In Litauen und der
Slowakei war der Rückgang am stärksten. Die Gründe für die starke Erosi-
on der Organisation der ostmitteleuropäischen Gewerkschaften sind viel-
fältig. Zusätzlich zu allgemeinen Trends wie der Deindustrialisierung und
steigender Arbeitslosigkeit sind die Arbeitsmigration nach Westeuropa,
rechtliche Hürden bei der Anerkennung von Gewerkschaften, die fehlende
instititutionelle Einbettung der Gewerkschaften in die Tarif-, Arbeits- und
Sozialpolitik und deren Marginalisierung in politischen Entscheidungspro-
zessen Faktoren, die zur Erklärung der Schwächung der organisationalen
Macht der Gewerkschaften beitragen.

Auch die Arbeitgeber sind in den EU-15-Staaten stärker organisiert als in
den EU-10 (siehe Abb. 2, Anhang). Während im Jahr 2008 durchschnitt-
lich fast zwei Drittel der ArbeitnehmerInnen in Westeuropa in Unterneh-
men beschäftigt sind, die Mitglieder eines Arbeitgeberverbandes sind,
liegt der ensprechende Anteil in den EU-10 bei durchschnittlich unter 40%.
Die organisationale Stärke der Arbeitgeber war (im selben Jahr) in Polen,
Litauen und Estland am geringsten (mit einem Organisationsgrad von un-
gefähr 20%). In Ländern wie Rumänien, Bulgarien und Slowenien hinge-
gen liegen die Organisationsgrade bei zwischen 55 und 60%. Der Organi-
sationsgrad der Arbeitgeber ist in Slowenien am stärksten zurückgegan-
gen. Der Rückgang steht in direktem Zusammenhang mit der Abschaffung
der verpflichtenden Mitgliedschaft von Unternehmen in den Handels- und
Industriekammern im Jahr 2006. Institionelle Faktoren wie schwach aus-
geprägte Strukturen für (bipartistische) Tarifverhandlungen auf nationaler
und Branchenebene und die starke Politisierung der Sozialpartnerorgani-
sationen in politischen Entscheidungsprozessen in der Region Mittelost-
europas haben zum Ausstieg der Unternehmen aus den Arbeitgeberver-
bänden beigetragen.

Wie Abbildung 3 (im Anhang) zeigt, ist die Reichweite von Tarifverträgen
auf der Grundlage der Tarifbindungsraten in den „neuen“ Mitgliedsstaaten
im Durchschnitt deutlich geringer als in Westeuropa. Während in den EU-
15-Staaten 2008 durchschnittlich 70% der ArbeitnehmerInnen von zumin-
dest einem Tarifvertrag erfasst waren, liegt der entsprechende Anteil in
den EU-10 bei lediglich rund 30%. In Slowenien ist die Tarifbindung außer-

54

Wirtschaft und Gesellschaft 39. Jahrgang (2013), Heft 1



gewöhnlich hoch und liegt bei ungefähr 90%. Auch in Rumänien, wo Tarif-
verhandlungen häufig auf Branchenebene geführt werden (siehe Tab. 2),
sind Tarifverträge vergleichsweise weit verbreitet; ungefähr 70% der Be-
schäftigten sind von Tarifverträgen erfasst. Die Tarifbindung ging in den
„neuen“ EU-Mitgliedsstaaten am stärksten in der Slowakei, Bulgarien und
Slowenien zurück, nämlich um ungefähr 10 Prozentpunkte im Zeitraum
von 2000 bis 2008.

Die organisationale Stärke der Gewerkschaften (siehe Abb. 1 im An-
hang) und deren Mobilisierungsmacht variieren stark zwischen den einzel-
nen EU-10-Staaten. Wie Abbildung 4 (im Anhang) zeigt, war die Streikakti-
vität, gemessen als Rate der Streiktage, in den EU-10-Staaten in den
Jahren 2000 bis 2008 im Vergleich zu anderen Regionen in der EU am
niedrigsten.19 Die korrigierten Streikraten auf der Basis des Mittelwertes
der Jahre 2000 bis 2008, in denen das Jahr mit der höchsten Anzahl an
Streiktagen nicht berücksichtigt wird, stellen ein ausgewogeneres Maß
dar. Obwohl für mehrere Länder keine Streikdaten vorliegen (z. B. Bulga-
rien, Slowenien und Tschechien) weisen die EU-10-Staaten ein deutliches
Maß an Variation hinsichtlich der Mobilisierungsfähigkeit der Gewerschaf-
ten auf. In Rumänien, wo der gewerkschaftliche Organisationsgrad der
höchste der EU-10-Länder ist, weist auch die Streikrate den höchsten
Wert auf. Im Gegensatz dazu ist in Lettland die Streikrate am niedrigsten
(kein einziger Streiktag im Beobachtungszeitraum), und auch in Estland
und der Slowakei ist die Streikneigung außergewöhnlich gering (jeweils
ein bzw. zwei Streiktage).

In den Jahren der Wirtschaftskrise (2009 bis 2011) ist für jene Länder, für
die Daten verfügbar sind, kein eindeutiges Muster der Streikaktivität er-
kennbar. In Spanien ging sie zurück, deutlich in Dänemark. In Belgien und
Großbritannien blieb sie stabil, und in Schweden, Irland und Finland stieg
sie stark an. In Ungarn wurden während der Krise zwischen 2009 und
2010 durchschnittlich fünf Streiktage registriert, und in Polen war es durch-
schnittlich ein Tag. Trotz der lückenhaften Datenlage (oder gänzlich feh-
lender Daten, wie beispielsweise für Estland und Litauen) wird die Streik-
aktivität der Gewerkschaften in Ländern wie Tschechien und der Slowa-
kei20 und den baltischen Staaten als sehr gering eingeschätzt.

5. Determinanten der Gewerkschaftsstrategien gegen die Krise

Die Strategien der Gewerkschaften in MOE in der gegenwärtigen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise sind von einer Vielzahl sozioökonomischer
Faktoren, wie beispielsweise der Internationalisierung von Produkt- und
Finanzmärkten, Arbeitsmigration und dem Beitritt zur EU bzw. zur Eurozo-
ne, Veränderungen im politischen System und in der Zusammensetzung
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der Regierung und den Institutionen der Arbeitsbeziehungen und der Ar-
beitsmärkte, geprägt. In Abhängigkeit dieser Makrovariablen vollziehen
sich die Interaktionen zwischen staatlichen Akteuren, Arbeitgebern und
Gewerkschaften, die darauf abzielen, auf die Auswirkungen der Krise zu
reagieren. Ausgehend von der zentralen Annahme, dass die Strategien
der Gewerkschaften als intermediäre Organisationen von zwei grundle-
genden Quellen der Macht abhängig sind, nämlich institutioneller und mit-
gliederbezogener Macht,21 können unterschiedliche Konfigurationen der
gewerkschaftlichen Machtressourcen zwischen den EU-10-Staaten konzi-
piert werden (siehe Tab. 3). Institutionelle Macht speist sich aus Gewerk-
schaftshandeln begünstigenden Institutionen wie beispielsweise überbe-
trieblichen Tarifverhandlungen, Rechtsverbindlichkeit von Tarifverträgen
und der Praxis, Tarifverträgen allgemeinverbindlich zu erklären. Mitglie-
derbezogene Quellen der Macht, wie hohe Organisationsgrade und die
Fähigkeit, Mitglieder, ArbeitnehmerInnen und BürgerInnen zu mobilisie-
ren, begünstigen kollektives Gewerkschaftshandeln auf der Grundlage
von Solidarität.

Die Variation der gewerkschaftlichen Machtressourcen kann mit der er-
weiterten Typologie des Kapitalismus in MOE in Zusammenhang gebracht
werden (siehe Tab. 3). In den Visegrad-Ländern, die der „eingebettet“
neoliberalen Kapitalismusvariante zuzuordnen sind, bestehen relativ um-
fassende institutionelle Machtressourcen aufgrund der vergleichsweise
weiten Verbreitung von Tarifverträgen auf der Branchenebene, Bestim-
mungen zur AVE von tariflichen Abkommen (mit Ausnahme von Polen)
und der – zwar tendenziell politisierten – Beteiligung der Sozialpartner in
tripartistischen politischen Entscheidungsprozessen. Mitgliederbezogene
Quellen der Macht, gemessen durch Organisationsgrade und Streikraten,
sind allerdings begrenzt. Dies steht im Gegensatz zu den Machtkonstella-
tionen in Rumänien und Bulgarien, die dem neoliberalen Regimecluster
zuzuordnen sind; während die institionelle Macht aufgrund der hoch politi-
sierten Beteiligung der Sozialpartner am Regierungshandeln und der oft
mangelhaften Umsetzung von tariflichen Bestimmungen schwach ist, ver-
fügen die Gewerkschaften über ein beträchtliches Maß an Mobilisierungs-
und Organisationsmacht. In Rumänien sind die Mitgliederzahlen seit der
Mitte der 2000er-Jahre bis vor dem Ausbruch der Wirtschaftskrise sogar
angestiegen. Als Faktoren gelten die Bedeutung von Branchentarifver-
handlungen und die Gewerkschaftsstärke auf der betrieblichen Ebene.22

Im Gegensatz dazu haben die baltischen Gewerkschaften mit einem Man-
gel an institutioneller und mitgliederbezogener Macht zu kämpfen. Die Ta-
rifsysteme weisen den höchsten Fragmentierungs- und Dezentralisie-
rungsgrad in den EU-10-Staaten auf, Tarifverträge gelten nur für einen
Bruchteil der Beschäftigten, und die Position der Gewerkschaften gegen-
über dem Staat und den Arbeitgebern ist schwach. Einzig im neokorpora-
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tistischen System Sloweniens sind die Gewerkschaften in der Lage, auf
ausreichende Ressourcen der institutionellen und mitgliederbezogenen
Macht zurückzugreifen.23

Unter Berücksichtigung der spezifischen Machtkonfigurationen inner-
halb der nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen lassen sich die fol-
genden Annahmen über die Fähigkeit der Gewerkschaften, auf die Krise
zu regieren, formulieren: Erstens, je bedeutender die Quellen institutionel-
ler Macht, die sich aus einem umfassenden und effektiven System der Ar-
beitsbeziehungen speisen, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass
die Gewerkschaften Tarifpolitik als Instrument gegen die Krise nützen. Ge-
werkschaften in Ländern, die dem „eingebettet“ neoliberalen Regimetypus
entprechen, werden deshalb erwartungsgemäß häufiger mit Arbeitgebern
und Regierungen in Verhandlungen treten, um den gegenwärtigen He-
rausforderungen auf den Arbeitsmärkten zu begegnen, als Gewerkschaf-
ten in Ländern, die dem neoliberalen Regimtypus zugeordnet werden. In
Polen, wo die Tarifverhandlungen vergleichsweise dezentralisiert sind und
Regeln für die AVE von Tarifverträgen fehlen, ist die Wahrscheinlichkeit
höher, dass die Gewerkschaften auf der nationalen Ebene mit Arbeitge-
bern und der Regierung tripartistische Verhandlungen aufnehmen und Ta-
rifverträge nur in den Sektoren abschließen, in denen tarifpolitische Struk-
turen bestehen. Zweitens, je geringer institutionelle Ressourcen und je
höher die Mitgliedschaftsmacht der Gewerkschaften ist (wie in Rumänien
und Bulgarien), desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie Versuche
der Mobilisierung unternehmen oder Protestkampagnen gegen unilaterale
Sparmaßnahmen des Staates organisieren. Die Handlungspotenziale der
Gewerkschaften des Baltikums sind aufgrund ihrer geringen institutionel-
len und mitgliederbasierten Machtressourcen sehr eingeschränkt. Ge-
werkschaften in Slowenien hingegen werden erwartungsgemäß beide
Machtkanäle, d. h. Tarifpolitik und die Mobilisierung der ArbeitnehmerIn-
nen, nutzen, um den Auswirkungen der Krise zu begegnen.

Tabelle 3: Institutionelle Machtressourcen der Gewerkschaften in
den Arbeitsbeziehungen in den EU-10

Institutionelle Ressourcen Institutionelle Macht

Niedrig Hoch

Mitgliedschaftsmacht Niedrig Neoliberaler Typ der
Arbeitsbeziehungen:
EE, LT, LV

Eingebettet neoliberaler Typ
der Arbeitsbeziehungen:
CZ, HU, SK, (PL)

Hoch RO, BG Neokorporatistischer Typ
der Arbeitsbeziehungen:
SI

Quelle: Europäische Kommission (2013).
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6. Auswirkungen der Krise auf die Arbeitsbeziehungen
und Reaktionen der Gewerkschaften

Die Fähigkeit der Gewerkschaften, den Auswirkungen der Krise zu be-
gegnen, variiert zwischen den EU-10-Staaten nach dem Ausmaß, in dem
diese in der Lage sind, institutionelle und mitgliederbasierte Machtquellen
zu nutzen (siehe Tab. 3). Die folgenden Abschnitte geben einen kurzen
Überblick über die Reaktionen der Gewerkschaften auf die Krise in den
drei Ländergruppen der Varianten des ost- und mitteleuropäischen Kapi-
talismus. Vorläufige Auswirkungen der Krise auf die Systeme der indu-
striellen Beziehungen und die Tarifpolitik werden skizziert.

6.1 „Eingebettet“ neoliberaler Regimetyp

In den Visegrad-Staaten, in denen die Systeme der Arbeitsbeziehungen
vergleichsweise begünstigende Bedingungen für Gewerkschaftshandeln
sicherstellen, waren die Reaktionen der Gewerkschaften auf die Krise in
der Slowakei am umfassendsten.24 Die Sozialpartner in der Automobilin-
dustrie haben das neue Instrument der flexiblen Arbeitszeitkonten („Flexi-
konto“) eingeführt, das später im nationalen Anti-Krisen-Pakt (2009) be-
rücksichtigt wurde. Außerdem wurde im Metallsektor ein Abkommen zur
Kurzarbeit abgeschlossen. Auch im öffentlichen Gesundheitssektor, der
schon vor der Krise von Sparmaßnahmen betroffen war, haben die Sozial-
partner ihre Politik der Tarifverhandlungen fortgesetzt. In einigen Fällen
wurden sogar Lohnerhöhungen25 und neue Bestimmungen wie Weiterbil-
dungsmaßnahmen ausgehandelt. Auffällig war die Polarisierung der Tarif-
politik. Der tripartistische Dialog zwischen Regierung und Sozialpartnern
auf der nationalen Ebene, der zum Abschluss eines nationalen Krisenpak-
tes geführt hat, war durch die weitere Unterminierung der effektiven Betei-
ligung der Sozialpartner in politischen Entscheidungsprozessen geprägt,
und der Zugang der Sozialpartner zu institutionellen Ressourcen war hoch
politisiert (z. B. wurde die Einführung von erga omnes-Regeln für Tarifver-
träge von der neuen konservativen Regierung 2010 widerrufen).

In Tschechien, wo Tarifverhandlungen stärker dezentralisiert sind, war
ein deutlicher Anstieg der Zahl von Tarifabkommen zur Umsetzung von
flexiblen Arbeitszeitkonten in der von transnationalen Unternehmen domi-
nierten Automobilindustrie und im Elektroniksektor zu beobachten.26 Die
tschechischen Gewerkschaften waren allerdings skeptischer gegenüber
der Nutzung von flexiblen Arbeitszeitkonten als die Arbeitnehmerorgani-
sationen in Westeuropa und der Slowakei. Trotzdem waren Protest- und
Mobilisierungsaktionen, genauso wie im Nachbarland Slowakei, selten.
Stattdessen haben die Gewerkschaften die Strategie verfolgt, die hoch
qualifizierten Kernbelegschaften zu schützen, während ArbeitnehmerIn-
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nen in atypischen Beschäftigungsverhältnissen, wie LeiharbeitnehmerIn-
nen, von tariflichen Maßnahmen ausgeschlossen blieben.

In Polen, das von der weltweiten Rezession kaum betroffen war, haben
Verhandlungen auf der nationalen Ebene zum Abschluss des umfas-
sendsten bilateralen Abkommens seit den frühen Jahren nach dem Re-
gimewechsel geführt.27 Als jedoch Teile des Abkommens als Gesetz ver-
abschiedet wurden, brachten die Gewerkschaften ihren Unmut über die
selektive Umsetzung der ausgehandelten Maßnahmen zum Ausdruck,
ohne jedoch zu Arbeitskämpfen aufzurufen.28 In den Sektoren der Sach-
güterproduktion, in denen es zu einem kurzfristigen Konjunktureinbruch
kam, wurden Bestimmungen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit in Firmen-
tarifverträgen, vor allem in der gewerkschaftlich stark organisierten Auto-
mobilindustrie, und häufig im Austausch mit Maßnahmen des Arbeitsplat-
zerhalts, ausgehandelt. Kurzfristig hat die Krise die Kooperation zwischen
Gewerkschaften und Arbeitgebern in den Industriebranchen erhöht, wobei
das Ziel des politischen Lobbying für die finanzielle Unterstützung krisen-
geplagter Unternehmen vorranging war. Die Krise hat jedoch nicht zu
einer Wiederbelebung von Branchentarifverhandlungen geführt. Sogar in
der Stahlindustrie, in der bipartistische Verhandlungen stark verankert
sind, haben die bereits vor der Krise begonnenen Privatisierungsprozesse
an Dynamik gewonnen und zu einer fortschreitenden Flexibilisierung der
Arbeitsbedingungen und einem weiterem Stellenabbau geführt. Im Einzel-
handel, wo Strukturen für branchenweite Tarifverhandlungen fehlen und
geringentlohnte und befristetete Arbeit weitverbreitet sind, haben die Ge-
werkschaften stattdessen zu Maßnahmen wie Medienkampagnen gegrif-
fen, um Lohnerhöhungen und die Begrenzung temporärer Beschäftigung
– in einigen Fällen erfolgreich – durchzusetzen.29 Wie in den Annahmen
formuliert, scheinen Gewerkschaften in Sektoren, in denen die tarifpoliti-
schen Institutionen fragmentiert sind oder fehlen, auf alternative, mitglied-
schaftsbezogene Strategien wie Organisierungskampagnen zurückgrei-
fen, die immer häufiger als erfolgreich bewertet werden.30

In Ungarn hat der politische Wandel nach dem Regierungswechsel 2010
zu einem Abbau tripartistischer tarifpolitischer Institutionen, der Ein-
schränkung des Streikrechts und grundlegenden Veränderungen des Ar-
beitsgesetzes geführt.31 Auf Branchenebene waren zwei maßgebliche
Entwicklungen zu beobachten: Erstens, im privatwirtschaftlichen Sektor,
in dem fragmentierte und stark dezentralisierte tarifpolitische Institutionen
vorherrschen, mussten die Gewerkschaften weitreichende Zugeständnis-
se machen und haben Lohnkürzungen im Austausch mit dem Erhalt von
Arbeitsplätzen von überwiegend höher qualifzierten und gewerkschaftlich
organisierten ArbeitnehmerInnen akzeptiert, während befristet Beschäf-
tigte und gering Qualifizierte von den ausgehandelten Tarifverträgen aus-
geschlossen waren. Zweitens, im öffentlichen Sektor, der im Fokus der
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staatlichen Austeritätspolitik stand, war eine teilweise (Re)zentralisierung
der Tarifverhandlungen zu beobachten, die von direkten Eingriffen der Re-
gierung in die Lohnpolitik begleitet war. Das Ergebnis war die Erhöhung
der Mindestlöhne, während die Löhne der höher qualifizierten Beschäftig-
ten eingefroren wurden.

6.2 Eingriffe ins Tarifsystem und Schwächung des sozialen Dialogs
im neoliberalen Regimetyp

In Rumänien haben die Verschlechterung der Budgetlage und die Ab-
hängigkeit von internationalen Finanzinstitutionen seit dem Beginn der eu-
ropäischen Fiskal- und Schuldenkrise 2010 zur Verabschiedung umfas-
sender Sparmaßnahmen, wie z. B. Lohnkürzungen für die öffentlich
Bediensteten, geführt. Die Sparpolitik der Regierung wurde von dieser
großteils unilateral, d. h. ohne die Einbeziehung der Gewerkschaften, um-
gesetzt und hatte tiefgehende Auswirkungen auf die Arbeitsbeziehun-
gen.32 Die jüngsten Reformen des Arbeitsgesetzes und des Tarifsystems
haben die Unsicherheit der Sozialpartner über die Zukunft der Tarifpolitik
erhöht und zu einer Unterbrechung von Tarifverhandlungen auf der Bran-
chenebene geführt. Sogar in Branchen, in denen Tarifverhandlungen üb-
lich waren, wie in der Bauwirtschaft, hat die Unsicherheit über die Folgen
der Änderungen des rechtlichen Rahmens zur Unterbrechung der sekto-
ralen Tarifverhandlungen und zur Beeinträchtigung der Verhandlungen
auf Unternehmensebene geführt. Die Gewerkschaften wurden außerdem
durch gesetzliche Änderungen hinsichtlich der Repräsentativitätskriterien
geschwächt. Als Reaktion auf den Sparkurs der Regierung haben die ru-
mänischen Gewerkschaften zu Streiks im öffentlichen Sektor aufgerufen,
die jedoch keine Revidierung der Lohn- und Beschäftigungskürzungen be-
wirkt haben.

Ein anderes Muster der Reaktionen auf die Krise war in Bulgarien zu be-
obachten.33 Zu Beginn der Krise kam es zu einer Wiederbelebung der trip-
artistischen Konsultation zwischen den Sozialpartnern und der Regierung
und zur Stärkung des sozialen Dialogs zwischen Arbeitgeberverbänden
und Gewerkschaften, die zum Abschluss eines Anti-Krisen-Paktes zu Be-
ginn des Jahres 2010 führte. Allerdings wurden viele der Maßnahmen, die
von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden vorgeschlagen worden
waren, wie beispielsweise die temporäre Subventionierung der Löhne von
ArbeitnehmerInnen, die in von der Krise betroffenen Unternehmen be-
schäftigt sind, oder Weiterbildungsmaßnahmen für ArbeitnehmerInnen,
nur unzureichend umgesetzt. Die Krise hatte eine Verschiebung der
Macht zur Regierung zur Folge, während die Position der Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände im tripartistischen System der bulgarischen Ar-
beitsbeziehungen weiter geschwächt wurde. Der soziale Dialog wurde
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von einer umstrittenen Regierung, der es an Rückhalt in der Bevölkerung
gefehlt hat, zur Verringerung des Unmutes der BürgerInnen eingesetzt,
anstatt damit den Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt zu begegnen.

In den baltischen Staaten, in denen formale Strukturen des sozialen Di-
alogs existieren, aber die effektive Beteiligung der Sozialpartner in politi-
sche Entscheidungsprozesse sehr begrenzt ist,34 hat die Krise zu einer
weiteren Schwächung der Gewerkschaften geführt. Tripartistische Ab-
kommen wurden zwar in allen drei Staaten des Baltikums geschlossen.
Diese zielten aber vor allem auf die Umsetzung von Lohnkürzungen ab
und hatten eine weitere Schwächung der tarifpolitischen Institutionen, Ein-
schnitte in die Sozialleistungen und eine weitere Flexibilisierung der Ar-
beitsmärkte zur Folge. Maßnahmen zur Unterstützung von Beschäftigten,
die ihren Arbeitsplatz verloren haben, und von Unternehmen, die von star-
ken Umsatzrückgängen während des Wirtschaftsabschwungs betroffen
waren, haben weitgehend gefehlt. Der Hauptgrund dafür waren die fehlen-
den Strukturen für überbetriebliche Tarifverhandlungen.35 In Lettland, das
einen Kredit von IWF und EU erhalten hatte, hat die Regierung Lohnkür-
zungen im öffentlichen Sektor bereits 2008 unilateral umgesetzt. Die na-
tionalen Gewerkschaftsverbände in Estland und Litauen haben zu Streiks
aufgerufen, ohne jedoch die Regierung dazu zu bringen, die einseitig
durchgesetzten staatlichen Sparmaßnahmen rückgängig zu machen. In
den letzten Jahren wurden tripartistische Verhandlungen auf der nationa-
len Ebene überhaupt eingestellt. Diese Entwicklung lässt den Schluss zu,
dass sogar die Ansätze des „illusorischen“ baltischen Korporatismus36

gänzlich verschwunden sind.37

6.3 Sozialpartnerreaktionen auf die Krise in Slowenien

In Slowenien hat die Krise länger bestehende Entwicklungen beschleu-
nigt. Der Fortbestand des neokorporatistischen Systems der industriellen
Beziehungen ist durch anhaltende und signifikante Prozesses der Dezen-
tralisierung (vor allem durch die Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft der
Unternehmen in den Industrie- und Handelskammern), des Entzuges der
organisationalen Unterstützung der Sozialpartner durch die Regierung
und der verringerten Einbeziehung der Sozialpartner in tripartistische Ent-
scheidungsprozesse gefährdet. Staatliche Initiativen mit dem Ziel der
Marktliberalisierung, Privatisierung und Deregulierung haben zu einer ste-
tigen Schwächung neokorporatischer Elemente des Regimes beigetra-
gen. Während der gegenwärtigen Wirtschaftskrise wurden Reformen der
Regierung häufig ohne Einbindung der Gewerkschaften umgesetzt. Als
Folge des staatlichen Unilateralismus kam es zu einer Radikalisierung der
Gewerkschaftsbewegung. In der jüngsten Vergangenheit waren die tripar-
tistischen Verhandlungen deutlich stärker konfliktorientiert als zuvor, und
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es kam zu umfassenden Streiks im öffentlichen Sektor. Trotz des konflik-
tuellen Verhandlungsklimas waren die Sozialpartner und die Regierung in
der Lage, ein Abkommen auf der nationalen Ebene, das auch Lohnkür-
zungen enthält, abzuschließen. Insgesamt lässt sich ein gradueller – je-
doch kein allumfasseder – Wandel des Regimes der slowenischen Ar-
beitsbeziehungen in Richtung Neoliberalismus beobachten.38

7. Fazit

Die Reaktionen der Sozialpartner auf die Herausforderungen auf den Ar-
beitsmärkten in den EU-10 während der Wirtschafts- und Fiskalkrise
waren von drei grundlegenden Faktoren beeinflusst, nämlich der Tiefe der
Wirtschaftskrise, den Institutionen der Arbeitsbeziehungen und den Ent-
scheidungen der Regierungen. Die Handlungsoptionen und -strategien
der Sozialpartner variieren deshalb in Abhängigkeit vom jeweils vorherr-
schenden Regimetyp des ost- und mitteleuropäischen Kapitalismus.39 Der
analytische Rahmen der Autoren ist dazu geeignet, die unterschiedlichen
Entwicklungspfade der wirtschaftlichen Entwicklung und der Ausformun-
gen der Krise (z. B. eine Produktionskrise im eingebettet neoliberalen und
eine Finanzkrise im neoliberalen System der baltischen Länder und in Bul-
garien) innerhalb der Region zu erfassen. Die Erklärung des mittelfristigen
Wandels und kriseninduzierter Veränderungen in den nationalen Syste-
men der Arbeitsbeziehungen erfordert allerdings eine Erweiterung der
Typologie um zwei Dimensionen. Erstens müssen die spezifischen Merk-
male der industriellen Beziehungen, die das hohe Maß an Variabilität in-
nerhalb der drei Ländergruppen bewirken, stärker herausgearbeitet wer-
den. Zweitens erfordert die Erklärung der Gewerkschaftsstrategien in der
Krise die Berücksichtigung der Quellen gewerkschaftlicher Macht.

Die empirischen Befunde der gegenwärtigen Entwicklungen in den EU-
10-Staaten zeigen, dass die dreiteilige Typologie des neoliberalen, des
eingebettet neoliberalen und des neokorporatistischen Regimes der Ar-
beitsbeziehungen eine nicht unerhebliche Erklärungs- und Prognosefä-
higkeit hat. In Übereinstimmung mit Bohle und Greskovits (2012, S. 267)
haben sich „both the persistance of diversity, and a clear shift of all new re-
gimes … in the neoliberal direction“ bestätigt. In den Visegrad-Ländern
beispielsweise, die dem eingebettet neoliberalen Regimetypus angehö-
ren, hat die Krise zu signifikanten kurzfristigen Veränderungen in den sub-
stanziellen Ergebnissen der tarifpolitischen Lösungen der Sozialpartner,
nicht jedoch zu prozeduralem Wandel der Tarifverhandlungen geführt.
Stattdessen ist eine Divergenz zwischen Branchen zu beobachten, in
denen Tarifverhandlungen vergleichsweise stark institutionalisiert und die
Gewerkschaften stark organisiert sind, und jenen, in denen die gewerk-
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schaftliche Organisation fragmentiert ist und überbetriebliche tarifpoliti-
sche Institutionen fehlen. In den Ländern des Baltikums hat die Krise
ebenfalls zu keiner Veränderung länger bestehender Entwicklungspfade
geführt. Die ohnehin schwachen Gewerkschaften wurden weiter ge-
schwächt, und die Sozialpartnerorganisationen im stark politisierten sozia-
len Dialog weiter marginalisiert.

Es sind jedoch vor allem die – häufig länderspezifischen – Merkmale der
industriellen Beziehungen, die pfadabhängige Entwicklungen bewirken
und für die Erklärung des kriseninduzierten Wandels der Tarifsysteme und
des sozialen Dialogs in den EU-10-Staaten entscheidend sind. In Bulga-
rien wurde – im Gegensatz zu den baltischen Ländern – eine Fassade des
Tripartismus aufrechterhalten, in der der Einfluss der Sozialpartner auf
das Krisenmanagement minimal und deren Hauptzweck die Abmilderung
des Unmuts der Bevölkerung mit den Antworten der Regierung auf die
Krise war. Die gegenwärtigen Entwicklungen in Rumänien, wo Branchen-
tarifverhandlungen bisher hohe Bedeutung hatten und die Gewerkschafts-
macht beträchtlich ist, haben die weitreichenden Eingriffe der Regierung in
das System der Arbeitsbeziehungen Tarifverhandlungen auf allen Ebenen
behindert. Die rezenten Entwicklungen sind möglicherweise ein Indikator
für radikalen Wandel, der vom bisherigen Entwicklungspfad abweicht. In
Slowenien ist immer noch ein Regime der Arbeitsbeziehungen noekorpo-
ratistischer Prägung vorherrschend. Durch die Verstärkung der bereits
länger beobachtbaren Trends der Dezentralisierung der Tarifverhandlun-
gen und der fortgesetzten Schwächung der Gewerkschaften gegenüber
dem Staat und der Arbeitgeber wird dieses System jedoch zunehmend
fragiler. Trotz allem waren die Sozialpartner in Slowenien in der Lage, auf
die Auswirkungen der Krise mit Tarifpolitik zu reagieren und die Arbeitneh-
merInnen und BürgerInnen gegen die staatliche Sparpolitik und den Unila-
teralismus der Regierung zu mobilisieren.
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Zusammenfassung

Dieser Artikel thematisiert die Auswirkungen der gegenwärtigen Fiskal- und Wirtschafts-
krise auf die Arbeitsbeziehungen der ost- und mitteleuropäischen EU-Mitgliedsstaaten
(EU-10).Der Artikel argumentiert, dass die Strategien der Sozialpartner und der Regierun-
gen, auf die Effekte der Krise auf die Arbeitsmärkte zu reagieren, von der Intensität der
Krise, den Institutionen der Arbeitsbeziehungen und politischen Faktoren abhängig sind.
Der Fokus der Analyse liegt auf den nationalen Regimen der Arbeitsbeziehungen und auf
gewerkschaftlichen Strategien gegen die Krise. Die Analyse basiert auf dem theoretischen
Rahmen der drei Varianten des Kapitalismus in Mittel- und Osteuropa von Bohle und Gres-
kovits, nämlich dem neoliberalen, dem „eingebettet“ neoliberalen und dem neokorporatisti-
schen Typ. Diese Typologie wird um spezifische nationale Merkmale der Arbeitsbeziehun-
gen und, in Abhängigkeit davon, dem Ausmaß und dem Verhältnis zwischen zwei
grundlegenden Machtressourcen der Gewerkschaften, nämlich institutioneller und mitglie-
derbasierter Macht, erweitert. Ziel ist es, Unterschieden in den Arbeitsbeziehungen und
den gewerkschaftlichen Antworten auf die Krise zwischen den EU-10-Staaten Rechnung
zu tragen. Trotz beträchtlicher Variation zwischen den EU-10-Staaten hinsichtlich ökono-
mischer, institutioneller und politischer Einflussfaktoren und den sozialpartnerschaftlichen
Reaktionen auf die Krise sind die rezenten Entwicklungen in der Tarifpolitik pfadabhängig.
Als allgemeiner Trend lässt sich eine weitere Verschiebung der Arbeitsbeziehungen der
Region in Richtung Neoliberalismus konstatieren.
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Anhang

Abbildung 1: Nettoorganisationsgrade der Gewerkschaften in den
EU-27-Staaten, Mittelwert* der EU-10- und EU-15-Staaten

* Mittelwert gewichtet nach Anzahl der abhängig Beschäftigten und Bevölkerungsgröße
Quellen: Visser (2011), Europäische Kommission (2011).

Abbildung 2: Organisationsgrade der Arbeitgeber in den
EU-27-Staaten, Mittelwert* der EU-10- und EU-15-Staaten

* Mittelwert gewichtet nach Anzahl der abhängig Beschäftigten und Bevölkerungsgröße
Quellen: Europäische Kommission (2004, 2006, 2011), Visser (2011).
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Abbildung 3: Tarifbindungsraten in den EU-27-Staaten, Mittelwert*
der EU-10-und EU-15-Staaten

* Mittelwert gewichtet nach Anzahl der abhängig Beschäftigten und Bevölkerungsgröße
Quellen: Visser (2011), Europäische Kommission (2011).

Abbildung 4: Streikaktivität in der EU (gemessen als Streiktage pro
1000 Beschäftigte)

* 2009-2010 für AT, HU und PL; 0 DNW (2009-2010) in AT und PL, 0 DNW (2009-2011) in
* EE und LT.
Quelle: Vandaele (2011).
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